
dann auftreten, wenn Kinder oder Jugendliche bis zu 
18 Jahren hauswirtschaftliche Dienstleistungen und Re­
paraturen in Auftrag geben. Unter Beachtung des Ver­
tragsgegenstands bei Dienstleistungen ist davon auszu­
gehen, daß es sich hier in der Regel nicht um Verträge
i. S. des § 50 Abs. 5 ZGB handelt, die Kinder und Ju­
gendliche bis zu 18 Jahren im eigenen Namen zur Be­
friedigung täglicher Lebensbedürfnisse abschließen kön­
nen und die daher keiner Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters bedürfen. Dagegen können gemäß § 51 ZGB 
Jugendliche, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
Dienstleistungsverträge für sich abschließen, wenn „die 
Zahlungsverpflichtungen mit eigenen Mitteln erfüllt 
werden“. Werden von solchen Jugendlichen größere 
Aufträge erteilt (z. B. die Anfertigung eines Maßan­
zugs), dann empfiehlt sich ggf. eine Prüfung dieser 
Frage.
Ansonsten werden von Kindern ab 6 Jahren und Ju­
gendlichen bis zu 18 Jahren ohne vorherige Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters abgeschlossene Dienstlei­
stungsverträge erst dann wirksam, wenn entweder der 
gesetzliche Vertreter nachträglich zustimmt (§ 50 Abs. 2 
ZGB) oder die Genehrfligung nicht innerhalb eines Mo­
nats nach Kenntnis vom Vertragsabschluß verweigert 
wird (§ 50 Abs. 3 ZGB). Der sich daraus ergebende ver­
tragliche Schwebezustand, der auch damit enden kann, 
daß der Vertrag nicht wirksam wird, kann u. U. auch 
im Widerspruch zur Art und zum Umfang der Dienst­
leistung und zu den sich daraus ergebenden Mitwir­
kungspflichten des Bürgers stehen. Deshalb sollte in je­
dem Fall sorgfältig abgewogen werden, ob der Dienst­
leistungsvertrag mit Kindern und Jugendlichen abge­
schlossen werden kann. Ist dies möglich, dann sollte die 
vorherige Zustimmung des gesetzlichen Vertreters — 
ggf. schriftlich — gefordert werden.
Dieselben Fragen können dann auftreten, wenn nach 
§ 50 ZGB handlungsfähige Kinder und Jugendliche im 
Auftrag Erwachsener, d. h. als Vertreter nach §§ 53 ff. 
ZGB, Dienstleistungsverträge abschließen sollen. Auch 
in diesen Fällen sollte individuell geprüft werden, ob 
Art und Umfang der Dienstleistung und die mit ihr 
verbundenen Mitwirkungspflichten nicht einen Ver­
tragsabschluß durch den Auftraggeber zweckmäßig er­
scheinen lassen. Wird der Vertrag mit den Kindern 
und Jugendlichen abgeschlossen, dann sollten erforder­
lichenfalls ein schriftlicher Auftrag und die Vollmacht 
des gesetzlichen Vertreters verlangt werden.
Bei der Prüfung dieser Fragen sollte allerdings auch 
nicht engherzig vorgegangen werden. Die Pflicht der 
Eltern und aller anderen Erziehungsträger, die Kinder 
und Jugendlichen zu verantwortungsbewußtem Ver­
halten in der Gesellschaft zu erziehen, schließt auch ein, 
sie darauf vorzubereiten, Verträge des Alltags abzu­
schließen.

Rechte und Pflichten der Vertragspartner 
vor und während der Realisierung des 
Dienstleistungsvertrags

Zur Mitteilungspflicht des DLB in besonderen Fällen

Oftmals stellt sich erst unmittelbar vor oder während 
der Ausführung einer Dienstleistung heraus, daß ein 
Aufwand erforderlich ist, der in keinem Verhältnis 
zum Zeit- oder Gebrauchswert des Leistungsgegen­
stands steht. Es kann auch Vorkommen, daß erst die 
genaue Durchsicht des Leistungsgegenstands erkennen 
läßt, daß über den Auftrag hinausgehende Leistungen 
zu erbringen sind, damit der Gegenstand wieder ver­
wendbar wird (z. B. bei weiteren Mängeln, die bei der 
Annahme nicht erkennbar waren). Auch die Einhaltung 
von Sicherheits- und Schutzbestimmungen kann über

den Auftrag hinausgehende Arbeiten erforderlich 
machen. In diesen Fällen hat der DLB nach § 170 ZGB 
dem Bürger gegenüber eine Mitteilungspflicht. Die evtl, 
vorher gegebene Zustimmung des Kunden, weitere bei 
der Reparatur erst sichtbar gewordene Mängel zu be­
heben, befreit den DLB dann nicht von dieser Mittei­
lungspflicht, wenn erkennbar ist, daß die mit der wei­
teren Reparatur verbundenen Unkosten im Verhältnis 
zum Zeit- oder Gebrauchswert des zu reparierenden 
Gegenstands unverhältnismäßig hoch sind.
Die Fortführung der Arbeiten ist also von der Ent­
scheidung des Kunden abhängig. Dieser Grundsatz er­
fährt gemäß § 166 Abs. 2 ZGB nur insofern eine Aus­
nahme, als es im Zusammenhang mit der Elinhaltung 
von Sicherheits- und Schutzbestimmungen keiner Zu­
stimmung des Bürgers bedarf, wenn der Preis für die 
Dienstleistung durch zusätzliche Leistungen der ge­
nannten Art um nicht mehr als 10 Prozent überschrit­
ten wird. Entschließt sich der Kunde nach der oben­
erwähnten Mitteilung dazu, von der Ausführung des 
Auftrags Abstand zu nehmen, wird der DLB dann keine 
finanziellen Ansprüche (z. B. für Transport, Durchsicht) 
gegenüber dem Kunden geltend machen können, wenn 
der Auftrag bei richtiger Ausübung der Beratungs- und 
Auskunftspflicht — an die natürlich keine unzulässig 
hohen Anforderungen gestellt werden können — nicht 
erteilt worden wäre.
Störungen der Vertragserfüllung können sich vor allem 
auf die Leistungszeit auswirken. Der DLB ist nach § 83 
Abs. 1 ZGB verpflichtet, dem Bürger mitzuteilen, wenn 
Störungen auftreten, die zur Nichteinhaltung der ver­
einbarten Leistungszeit führen können.
Bei der nicht termingerechten Erfüllung von Dienst­
leistungsverträgen treten zuweilen folgende Probleme 
auf: Der Bürger bekommt die Leistungsgegenstände 
(z. B. ein zu reparierendes Zeit oder zu reinigende Be­
kleidung) nicht zu dem vereinbarten und für ihn unbe­
dingt erforderlichen Termin (z. B. zum Urlaubsantritt) 
zurück. Unter Umständen kann der DLB dem Bürger 
die Sachen noch nicht einmal unbearbeitet zurück­
geben.
Erklärt der Bürger in solchen Fällen gemäß § 173 Abs. 3 
ZGB unter den dort genannten Voraussetzungen wegen 
Nichteinhaltung der Leistungszeit berechtigt den Rück­
tritt vom Dienstleistungsvertrag, so ist ihm der Lei­
stungsgegenstand unverzüglich herauszugeben. Ge­
schieht dies nicht oder aber verspätet (z. B. Rückgabe 
des Zeltes erst nach dem Urlaub) und ist dem Bürger 
dadurch ein Schaden entstanden (z. B. weil er sich ein 
Zelt ausgeliehen oder sogar ein neues Zelt gekauft hat), 
so ist der DLB verpflichtet, dem Bürger den entstan­
denen Schaden zu ersetzen (§§ 93, 330 ZGB).
Der Rechenschaftspflicht des DLB entspricht auch, daß 
er dem Bürger auf Verlangen Auskunft über den Stand 
der Ausführung der Dienstleistung zu erteilen hat (§ 168 
Abs. 2 ZGB). In diesem Zusammenhang ist auch die 
Sorgfaltspflicht des Betriebes gegenüber den Sachen zu 
sehen, die ihm zur Ausführung von Dienstleistungen 
übergeben worden sind. Der DLB hat diese Sachen nicht 
nur sorgfältig aufzubewahren und vor Verlust und Be­
schädigung zu schützen; er ist auch grundsätzlich für 
die Beschädigung und den Verlust der Sachen verant­
wortlich. Deshalb ist ein DLB grundsätzlich schaden­
ersatzpflichtig, wenn er Leistungsgegenstände z. B. auf 
Grund einer eigenmächtigen Lieferterminänderung 
lediglich vor der Wohnungstür des Kunden abstellt und 
diese Gegenstände abhanden kommen.

Mitwirkungshandlungen der Bürger
Die Bürger haben während der Realisierung des 
Dienstleistungsvertrages vor allem „die zur ordnungs-
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